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Beschlussempfehlung* 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/10745, 17/10798 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Geldwäschegesetzes (GwGErgG) 


A. Problem 

Das Geldwäschegesetz (GwG) verfolgt einen präventiv-gewerberechtlichen 
Ansatz und sieht hierzu besondere Pflichten für bestimmte Branchen, Berufs- 
gruppen, Produkte und Kundensegmente vor, bei denen ein erhöhtes Risiko 
besteht, dass sie für Geldwäschezwecke missbraucht werden. Hierzu zählen 
Sorgfaltspflichten gegenüber den Kunden sowie Organisations-, Dokumenta- 
tions- und Meldepflichten. Diese Konzeption entspricht den maßgeblichen 
internationalen Standards der Financial Action Task Force (FATF) sowie den 
europarechtlichen Vorgaben. 

Im Bereich des Glücksspiels gehören in Deutschland bisher entsprechend der 
sog. 40 FATF-Empfehlungen sowie der Dritten Geldwäscherichtlinie der EU 
(Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfmanzierung) Spielbanken zum 
Verpflichtetenkreis des GwG. Das Glücksspiel im Internet (sog. Onlineglücks- 
spiel) ist aufgrund empirischer Erkenntnisse und Untersuchungen sowie auf- 
grund von Erfahrungswerten, wonach dieser Sektor im Vergleich zu anderen 
Branchen spezifischen Geldwäscherisiken ausgesetzt ist, ebenfalls in das GwG 
einzubeziehen, nachdem durch den Ersten Staatsvertrag zur Änderung des 
Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland (Erster Glücksspielände- 
rungsstaatsvertrag - Erster GlüÄndStV) vom 15. Dezember 201 1 die Möglich- 
keit zur Erlaubnis des Eigenvertriebes und der Vermittlung von Lotterien sowie 
der V eranstaltung und V ermittlung von Sportwetten im Internet geschaffen wor- 
den ist (§ 4 Absatz 5, § 10a Absatz 4 Satz 1 Erster GlüÄndStV). 

Ferner ist es aus europarechtlichen Gründen erforderlich, das Geldwäschegesetz 
der neuen Situation anzupassen und das Onlineglücksspiel in die präventiv wir- 
kenden Regelungen des Geldwäschegesetzes einzubeziehen, da Erwägungs- 
grund 14 der Dritten Geldwäscherichtlinie besagt, dass diese auch für die Tätig- 
keiten der dieser Richtlinie unterliegenden Institute und Personen gelten sollen, 
die über das Internet ausgeübt werden. Entsprechend haben sich auch die Euro- 
päische Kommission in einem Bericht an das Europäische Parlament und den 
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Rat über die Anwendung der Richtlinie 2005/60/EG vom 11. April 2012 
(COM(2012) 168 final) für die Aufnahme einer umfassenderen Definition des 
Begriffs „Glücksspiel“ und die Ausweitung des Geltungsbereichs dieser Richt- 
linie über die derzeit Verpflichteten hinaus sowie der Deutsche Bundestag im 
Bericht des Finanzausschusses vom 1. Dezember 2011 (Drucksache 17/8043, 
S. 10) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur 
Optimierung der Geldwäscheprävention“ (Drucksache 17/6804) für solche 
regulatorischen Maßnahmen ausgesprochen. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung geht davon aus, mit der Erweiterung des Verpflichteten- 
kreises um die künftig in Deutschland legal operierenden Veranstalter und Ver- 
mittler von Glücksspielen im Internet den vom Glücksspielsektor ausgehenden 
Geldwäscherisiken wirksam begegnen zu können und die internationalen und 
europarechtlichen Maßgaben entsprechend zu berücksichtigen. Nach dem Ver- 
ständnis der FATF und der Europäischen Kommission erfasse der Begriff 
„Casino“ neben den Präsenz-Spielbanken auch die über das Internet oder über 
andere elektronische Plattformen oder Medien angebotenen Glücksspiele. Es 
wird daher mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebt, die Sorgfalts- und 
Organisationspflichten der Veranstalter und Vermittler von Glücksspielen im 
Internet so zu gestalten, dass sie den Besonderheiten des Onlineglücksspiels 
(kein persönlicher Kontakt zwischen den Vertragsparteien; erhöhte Risiken in 
Bezug auf die Identifizierung des Spielers sowie die Finanzströme) Rechnung 
tragen. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verände- 
rungen des Gesetzentwurfs: 

— Zulassung einer spezifischen Online-Identifizierung der Spieler bei Eröff- 
nung eines Spielerkontos, 

— Fierausnahme der Änderung der Gewerbeordnung, um diese in einem ande- 
ren Gesetzgebungsverfahren angehen zu können, 

— redaktionelle Anpassung der Prüfungsberichtsverordnung. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für geschätzt 800 000 Bürgerinnen und Bürger entsteht ein Zeitaufwand von 
jeweils rund fünf Minuten, um die nach dem Gesetz erforderlichen Informatio- 
nen zur Verfügung zu stellen. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Wirtschaft entsteht insgesamt ein Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
3 711 344 Euro. 

Anbietern von Onlineglücksspielen entsteht ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 
rund 3 128 544 Euro. Davon sind 1 823 677 Euro Bürokratiekosten aus Infor- 
mationspflichten. 

Zahlungsdienstleistern entsteht ein Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
582 800 Euro. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Den zuständigen Behörden entsteht durch die geldwäscherechtliche Beaufsich- 
tigung der neuen Anbieter von Onlineglücksspiel zusätzlicher Aufwand 
begrenzten Ausmaßes im Rahmen der bestehenden Aufsichtstätigkeit. 


F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/10745, 17/10798 in der aus der nach- 
folgenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 7. November 2012 


Der Finanzausschuss 

Dr. Birgit Reinemund Peter Aumer 

Vorsitzende Berichterstatter 

Richard Pitterle 

Berichterstatter 


Martin Gerster 

Berichterstatter 

Dr. Gerhard Schick 

Berichterstatter 


Björn Sänger 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Geldwäschegesetzes (GwGErgG) 

- Drucksachen 17/10745, 17/10798 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
des Geldwäschegesetzes 
(GwGErgG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Geldwäschegesetzes 

Das Geldwäschegesetz vom 13. August 2008 (BGBl. 1 
S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl. 1 S. 2959) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 9 
folgende Angaben eingefügt: 

„Abschnitt 2a 

Vorschriften für das Glücksspiel im Internet 

§ 9a Interne Sicherungsmaßnahmen des Verpflichteten 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 12 

§ 9b Spieleridentifizierung 

§ 9c Spielerkonto und Transparenz der Zahlungsströme 

§ 9d Besondere Sorgfaltspflichten für Verpflichtete 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2a“. 

2. § 1 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Glücksspiele im Internet im Sinne dieses Gesetzes 
sind Glücksspiele, die mittels Telemedien im Sinne des 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 des Telemediengesetzes veranstaltet 
oder vermittelt werden.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 12 wird wie folgt gefasst. 

„12. Veranstalter und Vermittler von Glücks- 
spielen im Internet,“. 

bb) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 13. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Nummer 1 bis 
12“ durch die Wörter „Nummer 1 bis 13“ ersetzt. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
des Geldwäschegesetzes 
(GwGErgG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Geldwäschegesetzes 

Das Geldwäschegesetz vom 13. August 2008 (BGBl. I 
S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2959) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 
eingefügt: 

„12. unverändert 

bb) unverändert 

b) unverändert 
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4. In § 3 Absatz 2 Satz 2 und 5 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 
Nr. 12“ jeweils durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 
13“ ersetzt. 


5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 2 Ab- 
satz 1 Nummer 3 und 11“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Nummer 3, 11 und 12“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 2 Ab- 
satz 1 Nummer 2b bis 3, 5, 7 bis 12“ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 2b bis 3, 5, 7 bis 
11 und 13“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „§ 2 Abs. 1 Nr. 7 bis 

10 oder Nr. 12“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Num- 
mer 7 bis 10 oder Nummer 13“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 2 Absatz 1 Num- 
mer 2b, 2c, 5, 7 bis 10 und 12“ durch die Wörter 
„§ 2 Absatz 1 Nummer 2b, 2c, 5, 7 bis 10 und 13“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter § 2 Absatz 1 Num- 
mer 12 durch die Wörter § 2 Absatz 1 Num- 
mer 13 ersetzt. 

6 . Nach § 9 wird folgender Abschnitt 2a eingefugt: 

„Abschnitt 2a 

Vorschriften für das Glücksspiel im Internet 
§ 9a 

Interne Sicherungsmaßnahmen der Verpflichteten 

(1) Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 12 müs- 
sen unbeschadet der in diesem Gesetz aufgeführten 
Pflichten im Rahmen ihrer Geschäftsorganisation über 
ein angemessenes Risikomanagement sowie über Verfah- 
ren und Grundsätze verfügen, die der Verhinderung von 
Geldwäsche, Terrorismusfmanzierung oder sonstigen 
strafbaren Handlungen, die zu einer Gefährdung des Ver- 
mögens des Verpflichteten führen können, dienen. 

(2) Das Risikomanagement muss auf aufbau- und ab- 
laufbezogenen Regelungen sowie Prozessen zur Steue- 
rung dieser Risiken beruhen und eine interne Revision 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
4. unverändert 


5. ln § 4 Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift des wirt- 
schaftlich Berechtigten dürfen unabhängig vom fest- 
gestellten Risiko erhoben werden.“ 

6. § 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In den Fällen des Satzes 1 Buchstabe a, b und d hat 
der Verpflichtete sicherzustellen, dass eine Transak- 
tion unmittelbar von einem Zahlungskonto im Sinne 
des § 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes 
erfolgt, das auf den Namen des Vertragspartners bei 
einem Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 
oder Nummer 2a oder bei einem in einem gleichwer- 
tigen Drittstaat ansässigen Kreditinstitut lautet.“ 

7. unverändert 


8. Nach § 9 wird folgender Abschnitt 2a eingefügt: 

„Abschnitt 2a 

Vorschriften für das Glücksspiel im Internet 
§ 9a 

Interne Sicherungsmaßnahmen der Verpflichteten 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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einschließen. Hierzu gehört auch die fortlaufende Ent- 
wicklung geeigneter Strategien und Sicherungsmaßnah- 
men zur Verhinderung des Missbrauchs von neuen Tech- 
nologien bei Glücksspielen im Internet für Zwecke der 
Geldwäsche, Terrorismusfmanzierung oder der Begüns- 
tigung der Anonymität von Geschäftsbeziehungen und 
Transaktionen. 

(3) Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 12 haben 
angemessene Datenverarbeitungssysteme zu betreiben 
und zu aktualisieren, mittels derer sie in der Lage sind, 
sowohl Geschäftsbeziehungen sowie einzelne Transak- 
tionen im Spielbetrieb oder über ein Spielerkonto im 
Sinne des § 9c als auch Fälle des unerlaubten Zusammen- 
wirkens von Spielern zum Nachteil eines Dritten zu er- 
kennen, die auf Grund des öffentlich oder im Unterneh- 
men verfügbaren Erfahrungswissens über die Methoden 
der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung und sons- 
tigen strafbaren Handlungen im Sinne des Absatzes 1 als 
zweifelhaft oder ungewöhnlich anzusehen sind. Die Ver- 
pflichteten dürfen personenbezogene Daten erheben, ver- 
arbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung dieser 
Pflicht erforderlich ist. Bei der Verarbeitung und Nutzung 
der Spieler- und transaktionsbezogenen Daten hat der 
Verpflichtete spezifische technische und organisatorische 
Maßnahmen nach § 9 Satz 1 des Bundesdatenschutzge- 
setzes zu treffen, die den Anforderungen des Satzes 2 
Nummer 1 bis 5 und 7 der Anlage zu § 9 Satz 1 des Bun- 
desdatenschutzgesetzes entsprechen. Die Daten über Ge- 
schäftsbeziehungen und Transaktionen sind fünf Jahre 
nach Beendigung der Geschäftsbeziehung mit einem 
Spieler, beginnend mit dem Schluss des Kalenderjahres, 
in dem die Geschäftsbeziehung endet, zu löschen. Die zu- 
ständige Behörde kann Kriterien bestimmen, bei deren 
Vorliegen Verpflichtete gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 12 
vom Einsatz von Systemen nach Satz 1 absehen können. 

(4) Jeder Sachverhalt, der nach Absatz 3 Satz 1 als 
zweifelhaft oder ungewöhnlich anzusehen ist, ist vom 
Verpflichteten zu untersuchen, um das Risiko der jewei- 
ligen Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen im Spiel 
überwachen, einschätzen und gegebenenfalls das Vorlie- 
gen eines nach § 11 Absatz 1 dieses Gesetzes melde- 
pflichtigen Sachverhalts oder die Erstattung einer Straf- 
anzeige gemäß § 158 der Strafprozessordnung prüfen zu 
können. Über diese Sachverhalte hat der Verpflichtete In- 
formationen nach Maßgabe des § 8 aufzuzeichnen und 
aufzubewahren, die für die Darlegung gegenüber der zu- 
ständigen Behörde erforderlich sind, dass eine Tat nach 
§261 des Strafgesetzbuchs oder eine Terrorismusfman- 
zierung begangen oder versucht wurde oder wird. Ab- 
satz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 12 dürfen 
interne Sicherungsmaßnahmen nach dieser Vorschrift so- 
wie Aktivitäten und Prozesse, die für die untemehmens- 
typischen Dienstleistungen des Verpflichteten und deren 
Dokumentation wesentlich sind, nur mit vorheriger Zu- 
stimmung der zuständigen Behörde im Rahmen von ver- 
traglichen Vereinbarungen durch einen Dritten durchfüh- 
ren lassen. Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn 
der Dritte die Gewähr dafür bietet, dass die Sicherungs- 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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maßnahmen oder Prozesse ordnungsgemäß durchgeführt 
werden und die Steuerungsmöglichkeiten der Verpflich- 
teten und die Kontrollmöglichkeiten der zuständigen Be- 
hörde nicht beeinträchtigt werden. § 1 1 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes bleibt unberührt. 

(6) Die zuständige Behörde kann gegenüber einem 
Verpflichteten im Einzelfall Anordnungen treffen, die ge- 
eignet und erforderlich sind, die in den Absätzen 1 bis 4 
genannten Vorkehrungen zu schaffen. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen diese Anordnungen haben kei- 
ne aufschiebende Wirkung. 

(7) Die zuständige Behörde darf zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben im Einzelfall Auskünfte einholen bei einem Ver- 
pflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a 

1. zu Zahlungskonten im Sinne des § 1 Absatz 3 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes und Zahlungsvor- 
gängen 

a) eines Veranstalters oder Vermittlers von Glücks- 
spielen im Internet, der im Besitz einer glücks- 
spielrechtlichen Erlaubnis ist, 

b) eines Spielers und dessen wirtschaftlich Berech- 
tigten sowie 

2. zu einem Unternehmen, bei dem Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, dass es Glücksspiele im Internet 
ohne glücksspielrechtliche Erlaubnis anbietet. 

§ 9b 

Spieleridentifizierung 

(1) Vor der Teilnahme an Glücksspielen im Internet 
und der Errichtung eines beim Verpflichteten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 12 geführten Spielerkontos hat dieser 
einen Spieler nach Maßgabe des § 3 Absatz 1 Nummer 1, 
des § 4 Absatz 3 und 4 und des § 6 Absatz 2 Nummer 2 
Satz 1 zu identifizieren; soweit ein wirtschaftlich Berech- 
tigter bei der Errichtung und beim Bestehen eines Spie- 
lerkontos vorhanden ist, ist auch dieser zu identifizieren. 
Der Verpflichtete hat die zuständige Behörde unbescha- 
det der Pflicht nach § 1 1 Absatz 1 unverzüglich zu infor- 
mieren, wenn der Spieler für einen wirtschaftlich Berech- 
tigten handelt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(6) unverändert 


(7) Die zuständige Behörde darf zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben im Einzelfall Auskünfte einholen bei einem Ver- 
pflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a 

1. unverändert 


2. zu einem Unternehmen, bei dem Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, dass es Glücksspiele im Internet 
ohne glücksspielrechtliche Erlaubnis veranstaltet 
oder vermittelt. 

§ 9b 

Spieleridentifizierung 
(1) unverändert 


(2) Ist der Spieler zur Feststellung der Identität 
nicht persönlich anwesend, kann der Verpflichtete an- 
stelle von § 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 1 die Identität 
des Spielers auch anhand einer elektronisch oder in 
Schriftform übersandten Kopie eines Dokuments im 
Sinne des § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 überprüfen. 
§ 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 2 gilt entsprechend. Der 
Verpflichtete hat unverzüglich nach Begründung der 
Geschäftsbeziehung die Überprüfung der Identität 
des Spielers 

1. nach Maßgabe des § 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 1 
Buchstabe a, b, c oder Buchstabe d zu wiederholen 
und dabei im Falle des Satzes 1 Buchstabe d die 
Vorgaben des § 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 3 einzu- 
halten oder 
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2. auf der Grundlage von zusätzlichen Dokumenten, 
Daten oder Informationen zu ergänzen, die von 
einer glaubwürdigen und unabhängigen Quelle 
stammen und für die Überprüfung geeignet sind. 


Der Verpflichtete dokumentiert die gemäß Satz 3 
ergriffenen Maßnahmen und deren Ergebnis. § 3 
Absatz 6 gilt entsprechend. Die nach § 16 Absatz 2 
zuständige Behörde bestimmt Kriterien, bei deren 
Vorliegen Dokumente, Daten oder Informationen für 
die Überprüfung geeignet sind. 

(2) Der Verpflichtete hat die zuständige Behörde über 
die Eröffnung und Schließung eines bei einem Verpflich- 
teten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a auf 
seinen Namen errichteten Zahlungskontos im Sinne des 
§ 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, auf 
dem Gelder eines Spielers zur Teilnahme an Glücksspie- 
len im Internet entgegengenommen werden, unverzüg- 
lich zu infonnieren. 

(3) unverändert 

§ 9c 

§ 9c 

Spielerkonto und Transparenz der Zahlungsströme 

(1) Vor der Teilnahme an Glücksspielen im Internet hat 
der Verpflichtete für den Spieler auf dessen Namen ein 
Spielerkonto zu errichten. 

(2) Der Verpflichtete darf keine Einlagen oder andere 
rückzahlbare Gelder vom Spieler auf dem Spielerkonto 
entgegennehmen. § 2 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Zah- 
lungsdiensteaufsichtsgesetzes gelten für das Spielerkon- 
to entsprechend. 

(3) Der Verpflichtete muss sicherstellen, dass Transak- 
tionen des Spielers an den Verpflichteten nur erfolgen 

1 . durch die Ausführung eines Zahlungsvorgangs 

a) mittels einer Lastschrift nach § 1 Absatz 2 Num- 
mer 2a des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, 

b) mittels einer Überweisung nach § 1 Absatz 2 
Nummer 2b des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes 
oder 

c) mittels einer auf den Namen des Spielers ausge- 
gebenen Zahlungskarte nach § 1 Absatz 2 Num- 
mer 2c oder Nummer 3 des Zahlungsdiensteauf- 
sichtsgesetzes und 

2. von einem Zahlungskonto im Sinne des § 1 Absatz 3 
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, das auf den 
Namen des Spielers bei einem Verpflichteten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a errichtet wor- 
den ist. 

(4) Soweit ein Verpflichteter nach § 2 Absatz 1 Num- 
mer 1 oder Nummer 2a, 

1 . der ein Zahlungskonto im Sinne des § 1 Absatz 3 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes führt, das auf den 
Namen eines Spielers bei ihm errichtet worden ist, 
oder 

unverändert 
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2. der eine von einem Spieler für einen Zahlungsvor- 
gang verwendete Zahlungskarte ausgegeben hat, 

seinen Sitz nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat, hat der Verpflichtete sicherzustellen, dass die Iden- 
tität des Spielers vom Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2a anhand von Maßnahmen 
geprüft worden ist, die den Maßnahmen gleichwertig 
sind, die nach § 4 Absatz 3 und 4 und § 6 Absatz 2 
Nummer 2 Satz 1 zu treffen sind. Kann der Verpflichte- 
te diese Pflicht nicht erfüllen, darf die Geschäftsbezie- 
hung mit dem Spieler nicht begründet oder fortgesetzt 
und keine Transaktion durchgeführt werden. 

(5) Soweit der Verpflichtete oder ein anderer Emittent 
monetäre Werte ausstellt, die auf Instrumenten im Sinne 
des § 1 Absatz 10 Nummer 10 des Zahlungsdienste- 
aufsichtsgesetzes gespeichert sind und für Transak- 
tionen auf ein Spielerkonto genutzt werden sollen, hat 
der Verpflichtete gegenüber der zuständigen Behörde 
sicherzustellen, dass der Inhaber des monetären Werts 
mit dem Inhaber des Spielerkontos identisch ist. 

(6) Transaktionen des Verpflichteten an den Spieler 
dürfen nur durch die Ausführung eines Zahlungsvor- 
gangs nach Absatz 3 auf ein Zahlungskonto vorgenom- 
men werden, das auf den Namen des Spielers bei einem 
Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Num- 
mer 2a errichtet worden ist. 

§ 9d 

Besondere Sorgfaltspflichten für Verpflichtete nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 und 2a 

(1) Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2a 
haben angemessene geschäfts- und kundenbezogene 
Systeme zu schaffen und zu aktualisieren. Ferner haben 
sie regelmäßig Kontrollen durchzuführen, die sicher- 
stellen, dass bei der Ausführung eines Zahlungsvor- 
gangs eines Spielers mittels einer Zahlungskarte an ei- 
nen Veranstalter oder Vermittler von Glücksspielen im 
Internet dieser Zahlungsvorgang eine in Abstimmung 
mit der zuständigen Behörde nach § 16 Absatz 2 Num- 
mer 2a und 2b festzulegende Händler-Kennzeichnung 
aufweist, die die Zuordnung des Zahlungsempfängers 
als Anbieter von Glücksspielen im Internet ennöglicht. 

(2) Die nach § 1 6 Absatz 2 Nummer 2a und 2b zu- 
ständige Behörde kann gegenüber einem Verpflichteten 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a im Ein- 
zelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforder- 
lich sind, die in Absatz 1 genannten Vorkehrungen zu 
treffen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die- 
se Anordnungen haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

7. In § 11 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wörtern 
„Bundeskriminalamt - Zentralstelle für Verdachtsmel- 
dungen — “ die Wörter „und an die zuständige Strafver- 
folgungsbehörde“ eingefügt. 


8. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 9d 

Besondere Sorgfaltspflichten für Verpflichtete nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 und 2a 

(1) Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2a 
haben angemessene geschäfts- und kundenbezogene 
Systeme zu schaffen und zu aktualisieren. Ferner haben 
sie regelmäßig Kontrollen durchzuführen, die sicher- 
stellen, dass bei der Ausführung eines Zahlungsvor- 
gangs eines Spielers mittels einer Zahlungskarte an ei- 
nen Veranstalter oder Vermittler von Glücksspielen im 
Internet dieser Zahlungsvorgang eine in Abstimmung 
mit der zuständigen Behörde nach § 16 Absatz 2 Num- 
mer 2a bis 2c festzulegende Händler-Kennzeichnung 
aufweist, die die Zuordnung des Zahlungsempfängers 
als Anbieter von Glücksspielen im Internet ermöglicht. 

(2) Die nach § 1 6 Absatz 2 Nummer 2a bis 2c zustän- 
dige Behörde kann gegenüber einem Verpflichteten 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2a im Ein- 
zelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforder- 
lich sind, die in Absatz 1 genannten Vorkehrungen zu 
treffen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die- 
se Anordnungen haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

9. unverändert 


10. In § 13 Absatz 1 werden die Wörter „§ 11 Absatz 1 
Satz 1“ durch die Wörter „§ 11 Absatz 1“ ersetzt. 

11 . § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 5 werden die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Nummer 2b bis 3, 5 und 9 bis 12 “ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 2b bis 3, 5 und 
9 bis 13“ ersetzt. 


bb) Folgender Satz 6 wird angefügt: 

„Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen auf der Grundlage der Sätze 2 
und 5 haben keine aufschiebende Wirkung.“ 


b) Folgender Absatz 7 wird angefugt: 

„(7) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall 
bestimmen, dass auf einen Verpflichteten gemäß § 2 
Absatz 1 Nummer 12, soweit dieser Lotterien ge- 
mäß § 3 Absatz 3 des Glücksspielstaatsvertrages 
vom 15. Dezember 2011 veranstaltet oder vermittelt, 
die §§ 9a bis 9c dieses Gesetzes insgesamt oder teil- 
weise nicht anzuwenden sind, wenn das Risiko der 
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung ge- 
ring ist.“ 

9. Die beiden §§ 16a werden durch den folgenden § 16a 
ersetzt: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

aa) In Satz 4 werden die Wörter „Absatz 2 Num- 
mer 9“ durch die Wörter „Absatz 2 Nummer 8a 
und 9“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „Absatz 2 Num- 
mer 2 Buchstabe g und h und Nummer 9“ 
durch die Wörter „Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe g und h, Nummer 8a und 9“ und 
die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 2b bis 3, 5 
und 8a bis 12“ durch die Wörter „§ 2 Ab- 
satz 1 Nummer 2b bis 3, 5 und 8a bis 13“ er- 
setzt. 

cc) Folgender Satz 6 wird angefügt: 

„Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen auf der Grundlage des Satzes 2 
und des Satzes 5 haben keine aufschiebende 
Wirkung.“ 

b) In Absatz 2 wird nach Nummer 8 folgende Num- 
mer 8a eingefügt: 

„8a. für Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Num- 
mer 12, soweit das Landesrecht nichts an- 
deres bestimmt, die für die Erteilung der 
glücksspielrechtlichen Erlaubnis zuständi- 
ge Behörde,“. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „und Num- 
mer 9“ durch die Wörter „Nummer 8a und 9“ er- 
setzt. 

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall 
bestimmen, dass auf einen Verpflichteten gemäß § 2 
Absatz 1 Nummer 12 die §§ 9a bis 9c dieses Geset- 
zes insgesamt oder teilweise nicht anzuwenden sind, 
wenn das Risiko der Geldwäsche oder der Terroris- 
musfinanzierung gering ist und die glücksspiel- 
rechtlichen Anforderungen erfüllt sind.“ 


12 . unverändert 


„§ 16a 

Zusammenarbeit mit der Europäischen Bankenauf- 
sichtsbehörde, der Europäischen Aufsichtsbehörde für 
das Versicherungswesen und die betriebliche Altersver- 
sorgung sowie mit der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde 

(1) Soweit die nach § 16 Absatz 2 zuständigen Be- 
hörden die Aufsicht über die Verpflichteten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 ausüben, arbeiten sie für die 
Zwecke der Richtlinie 2005/60/EG mit der Europä- 
ischen Bankenaufsichtsbehörde, der Europäischen Auf- 
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die be- 
triebliche Altersversorgung sowie mit der Europä- 
ischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften zusammen: 
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1. der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichts- 
behörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), 
zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG 
der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 12), 

2. der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichts- 
behörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche Altersver- 
sorgung), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/ 
2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/ 
79/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 
15.12.2010, S. 48) und 

3. der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichts- 
behörde (Europäische Wertpapier- und Marktauf- 
sichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlus- 
ses 2009/77/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 
15.12.2010, S. 84). 

(2) Soweit die nach § 16 Absatz 2 zuständigen Be- 
hörden die Aufsicht über die Verpflichteten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 ausüben, stellen sie der Euro- 
päischen Bankenaufsichtsbehörde, der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung sowie der Europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nach Maßgabe 
des Artikels 35 der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, 
1094/2010 und 1095/2010 auf Verlangen alle Informa- 
tionen zur Verfügung, die zur Durchführung von deren 
Aufgaben auf Grund der Richtlinie 2005/60/EG sowie 
der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, 1094/2010 und 
1095/2010 erforderlich sind.“ 

10. § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7 
bis 10 eingefügt: 

„7. entgegen § 9b Absatz 1 Satz 1 einen Spieler 
oder einen wirtschaftlich Berechtigten nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
geschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig 
identifiziert, 

8. entgegen § 9b Absatz 1 Satz 2 die zuständige 
Behörde nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig infonniert, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


13. § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7 
bis 13 eingefügt: 

„7. entgegen § 9b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 
Satz 1 einen Spieler oder einen wirtschaftlich 
Berechtigten nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig identifiziert, 

8. unverändert 


9. entgegen § 9b Absatz 2 Satz 2 nicht sicher- 
stellt, dass die erste Transaktion von einem 
auf den Namen des Vertragspartners eröff- 
neten Zahlungskonto erfolgt, 

10. entgegen § 9b Absatz 2 Satz 3 die Überprü- 
fung der Identität des Spielers nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig wiederholt 
oder ergänzt, 
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9. entgegen § 9c Absatz 2 Satz 1 eine Einlage 
oder andere rückzahlbare Gelder entgegen- 
nimmt, 

10. entgegen § 9c Absatz 6 eine Transaktion vor- 
nimmt,“. 

b) Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden die Num- 
mern 11 bis 14. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

11. entgegen § 9b Absatz 2 Satz 4 eine ergriffe- 
ne Maßnahme oder deren Ergebnis nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig auf- 
zeichnet, 

12. unverändert 


13. unverändert 

b) Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden die Num- 
mern 14 bis 17. 

c) In Nummer 14 wird die Angabe „Satz 1“ ge- 
strichen. 


Artikel 2 

Änderung der Gewerbeordnung 

In § 33c Absatz 2 Satz 2 der Gewerbeordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202), die zuletzt durch Artikel i des Gesetzes vom 15. De- 
zember 2011 (BGBl. IS. 27 14) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „ Hehlerei“ ein Komma und die Wörter 
,, Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Ver- 
mögenswerte “ eingefügt. 


Artikel 2 

Änderung der Prüfungsberichtsverordnung 
entfällt 


In Anlage 6 (zu § 21) der Prüfungsberichtsverordnung 
vom 23. November 2009 (BGBl. I S. 3793), die zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2959) geändert worden ist, wird Nummer 33 
wie folgt gefasst: 


„33 

§ 9d GwG 

Besondere Sorg- 
faltspflichten bei 
Zahlungsvorgängen 
mittels Zahlungs- 
karte im Zusammen- 


(( 



hang mit Glücks- 
spielen im Internet 




Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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